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Bürgerliches Gesetzbuch 

§ 1303 Ehemündigkeit 

(1) Eine Ehe soll nicht vor Eintritt der Volljährigkeit eingegangen werden. 
(2) Das Familiengericht kann auf Antrag von dieser Vorschrift Befreiung 
erteilen, wenn der Antragsteller das 16. Lebensjahr vollendet hat und 
sein künftiger Ehegatte volljährig ist. 
(3) Widerspricht der gesetzliche Vertreter des Antragstellers oder ein 
sonstiger Inhaber der Personensorge dem Antrag, so darf das 
Familiengericht die Befreiung nur erteilen, wenn der Widerspruch nicht 
auf triftigen Gründen beruht. 
(4) Erteilt das Familiengericht die Befreiung nach Absatz 2, so bedarf der 
Antragsteller zur Eingehung der Ehe nicht mehr der Einwilligung des 
gesetzlichen Vertreters oder eines sonstigen Inhabers der 
Personensorge. 
Eine Ehe darf nicht vor Eintritt der Volljährigkeit  eingegangen 
werden. Mit einer Person, die das 16. Lebensjahr 
nicht vollendet hat, kann eine Ehe nicht wirksam ei ngegangen 
werden. 
 

§ 1310 Zuständigkeit des Standesbeamten, Heilung fe hlerhafter 
Ehen 

(1) Die Ehe wird nur dadurch geschlossen, dass die Eheschließenden 
vor dem Standesbeamten erklären, die Ehe miteinander eingehen zu 
wollen. Der Standesbeamte darf seine Mitwirkung an der Eheschließung 
nicht verweigern, wenn die Voraussetzungen der Eheschließung 
vorliegen; er muss seine Mitwirkung verweigern, wenn offenkundig ist, 
dass die Ehe nach § 1314 Abs. 2 aufhebbar wäre.  
Der Standesbeamte darf seine Mitwirkung an der Ehes chließung 
nicht verweigern, wenn die Voraussetzungen der Ehes chließung 
vorliegen. Der Standesbeamte muss seine Mitwirkung verweigern, 
wenn 

1. offenkundig ist, dass die Ehe nach § 1314 Absatz  2 
aufhebbar wäre, oder 
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2. nach Artikel 13 Absatz 3 des Einführungsgesetzes  zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche die beabsichtigte Ehe unwi rksam 
wäre oder die Aufhebung der Ehe in Betracht kommt. 

(2) Als Standesbeamter gilt auch, wer, ohne Standesbeamter zu sein, 
das Amt eines Standesbeamten öffentlich ausgeübt und die Ehe in das 
Eheregister eingetragen hat. 
(3) Eine Ehe gilt auch dann als geschlossen, wenn die Ehegatten erklärt 
haben, die Ehe miteinander eingehen zu wollen, und  

1. der Standesbeamte die Ehe in das Eheregister eingetragen hat, 
2. der Standesbeamte im Zusammenhang mit der Beurkundung 
der Geburt eines gemeinsamen Kindes der Ehegatten einen 
Hinweis auf die Eheschließung in das Geburtenregister 
eingetragen hat oder 
3. der Standesbeamte von den Ehegatten eine familienrechtliche 
Erklärung, die zu ihrer Wirksamkeit eine bestehende Ehe 
voraussetzt, entgegengenommen hat und den Ehegatten hierüber 
eine in Rechtsvorschriften vorgesehene Bescheinigung erteilt 
worden ist 

und die Ehegatten seitdem zehn Jahre oder bis zum Tode eines der 
Ehegatten, mindestens jedoch fünf Jahre, als Ehegatten miteinander 
gelebt haben. 
 

§ 1314 Aufhebungsgründe 

(1) Eine Ehe kann aufgehoben werden, wenn sie entgegen den 
Vorschriften der §§ 1303, 1304, 1306, 1307, 1311 geschlossen worden 
ist. 
(1) Eine Ehe kann aufgehoben werden, wenn sie 

1. entgegen § 1303 Satz 1 mit einem Minderjährigen 
geschlossen worden ist, der im Zeitpunkt der Ehesch ließung 
das 16. Lebensjahr vollendet hatte, oder 
2. entgegen den §§ 1304, 1306, 1307, 1311 geschloss en 
worden ist. 

(2) Eine Ehe kann ferner aufgehoben werden, wenn  
1. ein Ehegatte sich bei der Eheschließung im Zustand der 
Bewusstlosigkeit oder vorübergehender Störung der 
Geistestätigkeit befand; 
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2. ein Ehegatte bei der Eheschließung nicht gewusst hat, dass es 
sich um eine Eheschließung handelt; 
3. ein Ehegatte zur Eingehung der Ehe durch arglistige Täuschung 
über solche Umstände bestimmt worden ist, die ihn bei Kenntnis 
der Sachlage und bei richtiger Würdigung des Wesens der Ehe von 
der Eingehung der Ehe abgehalten hätten; dies gilt nicht, wenn die 
Täuschung Vermögensverhältnisse betrifft oder von einem Dritten 
ohne Wissen des anderen Ehegatten verübt worden ist; 
4. ein Ehegatte zur Eingehung der Ehe widerrechtlich durch 
Drohung bestimmt worden ist; 
5. beide Ehegatten sich bei der Eheschließung darüber einig 
waren, dass sie keine Verpflichtung gemäß § 1353 Abs. 1 
begründen wollen. 

 

§ 1315 Ausschluss der Aufhebung 

(1) Eine Aufhebung der Ehe ist ausgeschlossen  
1. bei Verstoß gegen § 1303, wenn die Voraussetzungen des  
§ 1303 Abs. 2 bei der Eheschließung vorlagen und das 
Familiengericht, solange der Ehegatte nicht volljährig ist, die 
Eheschließung genehmigt oder wenn der Ehegatte, nachdem er 
volljährig geworden ist, zu erkennen gegeben hat, dass er die Ehe 
fortsetzen will (Bestätigung); 
1. bei Verstoß gegen § 1303 Satz 1, wenn 

a) der minderjährige Ehegatte, nachdem er volljähri g 
geworden ist, zu erkennen gegeben hat, dass er die Ehe 
fortsetzen will (Bestätigung), oder 
b) auf Grund außergewöhnlicher Umstände die 
Aufhebung der Ehe eine so schwere Härte für den 
minderjährigen Ehegatten darstellen würde, dass die  
Aufrechterhaltung der Ehe ausnahmsweise geboten 
erscheint; 

2. bei Verstoß gegen § 1304, wenn der Ehegatte nach Wegfall der 
Geschäftsunfähigkeit zu erkennen gegeben hat, dass er die Ehe 
fortsetzen will (Bestätigung); 
3. im Falle des § 1314 Abs. 2 Nr. 1, wenn der Ehegatte nach 
Wegfall der Bewusstlosigkeit oder der Störung der Geistestätigkeit 
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zu erkennen gegeben hat, dass er die Ehe fortsetzen will 
(Bestätigung); 
4. in den Fällen des § 1314 Abs. 2 Nr. 2 bis 4, wenn der Ehegatte 
nach Entdeckung des Irrtums oder der Täuschung oder nach 
Aufhören der Zwangslage zu erkennen gegeben hat, dass er die 
Ehe fortsetzen will (Bestätigung); 
5. in den Fällen des § 1314 Abs. 2 Nr. 5, wenn die Ehegatten nach 
der Eheschließung als Ehegatten miteinander gelebt haben. 

Die Bestätigung eines Geschäftsunfähigen ist unwirksam. Die 
Bestätigung eines Minderjährigen bedarf bei Verstoß gegen § 1304 und 
im Falle des § 1314 Abs. 2 Nr. 1 der Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters; verweigert der gesetzliche Vertreter die Zustimmung ohne 
triftige Gründe, so kann das Familiengericht die Zustimmung auf Antrag 
des Minderjährigen ersetzen. 
(2) Eine Aufhebung der Ehe ist ferner ausgeschlossen  

1. bei Verstoß gegen § 1306, wenn vor der Schließung der neuen 
Ehe die Scheidung oder Aufhebung der früheren Ehe oder die 
Aufhebung der Lebenspartnerschaft ausgesprochen ist und dieser 
Ausspruch nach der Schließung der neuen Ehe rechtskräftig wird; 
2. bei Verstoß gegen § 1311, wenn die Ehegatten nach der 
Eheschließung fünf Jahre oder, falls einer von ihnen vorher 
verstorben ist, bis zu dessen Tode, jedoch mindestens drei Jahre 
als Ehegatten miteinander gelebt haben, es sei denn, dass bei 
Ablauf der fünf Jahre oder zur Zeit des Todes die Aufhebung 
beantragt ist. 

 

§ 1316 Antragsberechtigung 

(1) Antragsberechtigt  
1. sind bei Verstoß gegen die §§ 1303, § 1303 Satz 1, die §§ 1304, 
1306, 1307, 1311 sowie in den Fällen des § 1314 Abs. 2 Nr. 1 und 
5 jeder Ehegatte, die zuständige Verwaltungsbehörde und in den 
Fällen des § 1306 auch die dritte Person. Die zuständige 
Verwaltungsbehörde wird durch Rechtsverordnung der 
Landesregierungen bestimmt. Die Landesregierungen können die 
Ermächtigung nach Satz 2 durch Rechtsverordnung auf die 
zuständigen obersten Landesbehörden übertragen; 



6 

 

2. ist in den Fällen des § 1314 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 der dort genannte 
Ehegatte. 

(2) Der Antrag kann für einen geschäftsunfähigen Ehegatten nur von 
seinem gesetzlichen Vertreter gestellt werden. In den übrigen Fällen 
kann ein minderjähriger Ehegatte den Antrag nur selbst stellen; er bedarf 
dazu nicht der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. 
Bei einem Verstoß gegen § 1303 Satz 1 kann ein mind erjähriger 
Ehegatte den Antrag nur selbst stellen; er bedarf d azu nicht der 
Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. 
(3) Bei Verstoß gegen die §§ 1304, 1306, 1307 sowie in den Fällen des 
§ 1314 Abs. 2 Nr. 1 und 5 soll die zuständige Verwaltungsbehörde den 
Antrag stellen, wenn nicht die Aufhebung der Ehe für einen Ehegatten 
oder für die aus der Ehe hervorgegangenen Kinder eine so schwere 
Härte darstellen würde, dass die Aufrechterhaltung der Ehe 
ausnahmsweise geboten erscheint. Bei einem Verstoß gegen § 1303 
Satz 1 muss die zuständige Behörde den Antrag stell en, es sei 
denn, der minderjährige Ehegatte ist zwischenzeitli ch volljährig 
geworden und hat zu erkennen gegeben, dass er die E he fortsetzen 
will. 
 

§ 1317 Antragsfrist 

(1) Der Antrag kann in den Fällen des § 1314 Absatz 2 Nummer 2 und 3 
nur binnen eines Jahres, im Falle des § 1314 Absatz 2 Nummer 4 nur 
binnen drei Jahren gestellt werden. Die Frist beginnt mit der Entdeckung 
des Irrtums oder der Täuschung oder mit dem Aufhören der Zwangslage; 
für den gesetzlichen Vertreter eines geschäftsunfähigen Ehegatten 
beginnt die Frist jedoch nicht vor dem Zeitpunkt, in welchem ihm die den 
Fristbeginn begründenden Umstände bekannt werden, für einen 
minderjährigen Ehegatten nicht vor dem Eintritt der Volljährigkeit. Auf 
den Lauf der Frist sind die §§ 206, 210 Abs. 1 Satz 1 entsprechend 
anzuwenden. 
(2) Hat der gesetzliche Vertreter eines geschäftsunfähigen Ehegatten 
den Antrag nicht rechtzeitig gestellt, so kann der Ehegatte selbst 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Wegfall der 
Geschäftsunfähigkeit den Antrag stellen. 
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(3) Ist die Ehe bereits aufgelöst, so kann der Antrag nicht mehr gestellt 
werden. 

§ 1411 Eheverträge beschränkt Geschäftsfähiger und 
Geschäftsunfähiger 

(1) Wer in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, kann einen Ehevertrag 
nur mit Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters schließen. Dies gilt 
auch für einen Betreuten, soweit für diese Angelegenheit ein 
Einwilligungsvorbehalt angeordnet ist. Ist der gesetzliche Vertreter ein 
Vormund, so ist außer der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters die 
Genehmigung des Familiengerichts erforderlich, wenn der Ausgleich des 
Zugewinns ausgeschlossen oder eingeschränkt oder wenn 
Gütergemeinschaft vereinbart oder aufgehoben wird; ist der gesetzliche 
Vertreter ein Betreuer, ist die Genehmigung des Betreuungsgerichts 
erforderlich. Der gesetzliche Vertreter kann für einen in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkten Ehegatten oder einen geschäftsfähigen 
Betreuten keinen Ehevertrag schließen. 
(2) Für einen geschäftsunfähigen Ehegatten schließt der gesetzliche 
Vertreter den Vertrag; Gütergemeinschaft kann er nicht vereinbaren oder 
aufheben. Ist der gesetzliche Vertreter ein Vormund, so kann er den 
Vertrag nur mit Genehmigung des Familiengerichts schließen; ist der 
gesetzliche Vertreter ein Betreuer, ist die Genehmigung des 
Betreuungsgerichts erforderlich. 
 
 
§ 1411 Eheverträge Betreuter 
 
(1) Ein Betreuter kann einen Ehevertrag nur mit Zus timmung seines 
Betreuers schließen, soweit für diese Angelegenheit  ein 
Einwilligungsvorbehalt angeordnet ist. Die Zustimmu ng des 
Betreuers bedarf der Genehmigung des Betreuungsgeri chts, wenn 
der Ausgleich des Zugewinns ausgeschlossen oder ein geschränkt 
oder wenn Gütergemeinschaft vereinbart oder aufgeho ben wird. Für 
einen geschäftsfähigen Betreuten kann der Betreuer keinen 
Ehevertrag schließen. 
(2) Für einen geschäftsunfähigen Ehegatten schließt  der Betreuer 
den Ehevertrag; Gütergemeinschaft kann er nicht ver einbaren oder 



8 

 

aufheben. Der Betreuer kann den Ehevertrag nur mit Genehmigung 
des Betreuungsgerichts schließen. 
 
1597a Verbot der missbräuchlichen Anerkennung der V aterschaft 

(1) Die Vaterschaft darf nicht gezielt gerade zu de m Zweck 
anerkannt werden, die rechtlichen Voraussetzungen f ür die erlaubte 
Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des Kindes, des 
Anerkennenden oder der Mutter zu schaffen, auch nic ht, um die 
rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einrei se oder den 
erlaubten Aufenthalt des Kindes durch den Erwerb de r deutschen 
Staatsangehörigkeit des Kindes nach § 4 Abs. 1 oder  Abs. 3 Satz 1 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes zu schaffen (missb räuchliche 
Anerkennung der Vaterschaft). 

(2) Bestehen konkrete Anhaltspunkte für eine missbr äuchliche 
Anerkennung der Vaterschaft hat die beurkundende Be hörde oder 
die Urkundsperson dies der nach  
§ 85a des Aufenthaltsgesetzes zuständigen Behörde n ach 
Anhörung des Anerkennenden und der Mutter mitzuteil en und die 
Beurkundung auszusetzen. Ein Anzeichen für das Vorl iegen 
konkreter Anhaltspunkte ist insbesondere: 

1. das Bestehen einer vollziehbaren Ausreisepflicht  des 
Anerkennenden oder der Mutter oder des Kindes, 

2. wenn der Anerkennende oder die Mutter oder das K ind einen 
Asylantrag gestellt hat und die Staatsangehörigkeit  eines sicheren 
Herkunftsstaates nach § 29a des Asylgesetzes besitz t, 

3. das Fehlen von persönlichen Beziehungen zwischen  dem 
Anerkennenden und der Mutter oder dem Kind, 

4. der Verdacht, dass der Anerkennende bereits mehr fach die 
Vaterschaft von Kindern verschiedener ausländischer  Mütter 
anerkannt hat und jeweils die rechtlichen Vorausset zungen für die 
erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des  Kindes oder 
der Mutter durch die Anerkennung geschaffen hat, au ch wenn das 
Kind durch die Anerkennung die deutsche Staatsangeh örigkeit 
erworben hat, oder 
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5. der Verdacht, dass dem Anerkennenden oder der Mu tter ein 
Vermögensvorteil für die Anerkennung der Vaterschaf t oder die 
Zustimmung hierzu gewährt oder versprochen worden i st. 

Die beurkundende Behörde oder die Urkundsperson hat  die 
Aussetzung dem Anerkennenden, der Mutter und dem St andesamt 
mitzuteilen. Hat die nach § 85a des Aufenthaltsgese tzes zuständige 
Behörde gemäß § 85a Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes das 
Vorliegen einer missbräuchlichen Anerkennung der Va terschaft 
festgestellt und ist diese Entscheidung unanfechtba r, so ist die 
Beurkundung abzulehnen. 

(3) Solange die Beurkundung gemäß Abs. 2 Satz 1 aus gesetzt ist, 
kann die Anerkennung auch nicht wirksam von einer a nderen 
beurkundenden Behörde oder Urkundsperson beurkundet  werden. 
Das gleiche gilt, wenn die Voraussetzungen des Abs.  2 Satz 4 
vorliegen. 

(4) Für die Zustimmung der Mutter nach § 1595 Abs. 1 gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(5) Eine Anerkennung der Vaterschaft kann nicht mis sbräuchlich 
sein, wenn der Anerkennenden der leibliche Vater de s 
anzuerkennen Kindes ist. 

 

§ 1598 Unwirksamkeit von Anerkennung, Zustimmung un d Widerruf 

(1) Anerkennung, Zustimmung und Widerruf sind nur unwirksam, wenn 
sie den Erfordernissen der vorstehenden Vorschriften  nach § 1594 
Absatz 2 bis 4 und der §§ 1595 bis 1597  nicht genügen. Anerkennung 
und Zustimmung sind auch im Fall des § 1597a Absatz  4 in 
Verbindung mit Absatz 3 unwirksam. 

(2) Sind seit der Eintragung in ein deutsches Personenstandsregister 
fünf Jahre verstrichen, so ist die Anerkennung wirksam, auch wenn sie 
den Erfordernissen der vorstehenden Vorschriften nicht genügt. 

 

§ 1600 Anfechtungsberechtigte 
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(1) Berechtigt, die Vaterschaft anzufechten, sind:  

1. der Mann, dessen Vaterschaft nach § 1592 Nr. 1 und 2, § 1593 
besteht, 

2. der Mann, der an Eides statt versichert, der Mutter des Kindes 
während der Empfängniszeit beigewohnt zu haben, 

3. die Mutter, und  

4. das Kind und .  

5. die zuständige Behörde (anfechtungsberechtigte Behörde) in 
den Fällen des § 1592 Nr. 2. 

(2) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nr. 2 setzt voraus, dass zwischen dem 
Kind und seinem Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 keine sozial-
familiäre Beziehung besteht oder im Zeitpunkt seines Todes bestanden 
hat und dass der Anfechtende leiblicher Vater des Kindes ist. 

(3) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nr. 5 setzt voraus, dass zwischen dem 
Kind und dem Anerkennenden keine sozial-familiäre Beziehung besteht 
oder im Zeitpunkt der Anerkennung oder seines Todes bestanden hat 
und durch die Anerkennung rechtliche Voraussetzungen für die erlaubte 
Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des Kindes oder eines 
Elternteiles geschaffen werden. 

(4)  

(3) Eine sozial-familiäre Beziehung nach den Absätzen 2 und 3 nach 
Absatz 2 besteht, wenn der Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 zum 
maßgeblichen Zeitpunkt für das Kind tatsächliche Verantwortung trägt 
oder getragen hat. Eine Übernahme tatsächlicher Verantwortung liegt in 
der Regel vor, wenn der Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 mit der 
Mutter des Kindes verheiratet ist oder mit dem Kind längere Zeit in 
häuslicher Gemeinschaft zusammengelebt hat. 

(5)  

(4) Ist das Kind mit Einwilligung des Mannes und der Mutter durch 
künstliche Befruchtung mittels Samenspende eines Dritten gezeugt 
worden, so ist die Anfechtung der Vaterschaft durch den Mann oder die 
Mutter ausgeschlossen. 
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(6) Die Landesregierungen werden ermächtigt, die Behörden nach 
Absatz 1 Nr. 5 durch Rechtsverordnung zu bestimmen. Die 
Landesregierungen können diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die zuständigen obersten Landesbehörden 
übertragen. Ist eine örtliche Zuständigkeit der Behörde nach diesen 
Vorschriften nicht begründet, so wird die Zuständigkeit durch den Sitz 
des Gerichts bestimmt, das für die Klage zuständig ist. 

 

§ 1600b Anfechtungsfristen 

(1) Die Vaterschaft kann binnen zwei Jahren gerichtlich angefochten 
werden. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Berechtigte von 
den Umständen erfährt, die gegen die Vaterschaft sprechen; das 
Vorliegen einer sozial-familiären Beziehung im Sinne des § 1600 Abs. 2 
erste Alternative hindert den Lauf der Frist nicht. 

(1a) Im Fall des § 1600 Abs. 1 Nr. 5 kann die Vaterschaft binnen eines 
Jahres gerichtlich angefochten werden. Die Frist beginnt, wenn die 
anfechtungsberechtigte Behörde von den Tatsachen Kenntnis erlangt, 
die die Annahme rechtfertigen, dass die Voraussetzungen für ihr 
Anfechtungsrecht vorliegen. Die Anfechtung ist spätestens nach Ablauf 
von fünf Jahren seit der Wirksamkeit der Anerkennung der Vaterschaft 
für ein im Bundesgebiet geborenes Kind ausgeschlossen; ansonsten 
spätestens fünf Jahre nach der Einreise des Kindes. 

(2) Die Frist beginnt nicht vor der Geburt des Kindes und nicht, bevor die 
Anerkennung wirksam geworden ist. In den Fällen des § 1593 Satz 4 
beginnt die Frist nicht vor der Rechtskraft der Entscheidung, durch die 
festgestellt wird, dass der neue Ehemann der Mutter nicht der Vater des 
Kindes ist. 

(3) Hat der gesetzliche Vertreter eines minderjährigen Kindes die 
Vaterschaft nicht rechtzeitig angefochten, so kann das Kind nach dem 
Eintritt der Volljährigkeit selbst anfechten. In diesem Falle beginnt die 
Frist nicht vor Eintritt der Volljährigkeit und nicht vor dem Zeitpunkt, in 
dem das Kind von den Umständen erfährt, die gegen die Vaterschaft 
sprechen. 
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(4) Hat der gesetzliche Vertreter eines Geschäftsunfähigen die 
Vaterschaft nicht rechtzeitig angefochten, so kann der 
Anfechtungsberechtigte nach dem Wegfall der Geschäftsunfähigkeit 
selbst anfechten. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Die Frist wird durch die Einleitung eines Verfahrens nach § 1598a 
Abs. 2 gehemmt; § 204 Abs. 2 gilt entsprechend. Die Frist ist auch 
gehemmt, solange der Anfechtungsberechtigte widerrechtlich durch 
Drohung an der Anfechtung gehindert wird. Im Übrigen sind § 204 
Absatz 1 Nummer 4, 8, 13, 14 und Absatz 2 sowie die §§ 206 und 210 
entsprechend anzuwenden. 

(6) Erlangt das Kind Kenntnis von Umständen, auf Grund derer die 
Folgen der Vaterschaft für es unzumutbar werden, so beginnt für das 
Kind mit diesem Zeitpunkt die Frist des Absatzes 1 Satz 1 erneut. 

 

§ 1602 Bedürftigkeit 

(1) Unterhaltsberechtigt ist nur, wer außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten. 
(2) Ein minderjähriges unverheiratetes Kind kann von seinen Eltern, 
auch wenn es Vermögen hat, die Gewährung des Unterhalts insoweit 
verlangen, als die Einkünfte seines Vermögens und der Ertrag seiner 
Arbeit zum Unterhalt nicht ausreichen. 
 

§ 1603 Leistungsfähigkeit 

(1) Unterhaltspflichtig ist nicht, wer bei Berücksichtigung seiner sonstigen 
Verpflichtungen außerstande ist, ohne Gefährdung seines 
angemessenen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren. 
(2) Befinden sich Eltern in dieser Lage, so sind sie ihren minderjährigen 
unverheirateten Kindern gegenüber verpflichtet, alle verfügbaren Mittel 
zu ihrem und der Kinder Unterhalt gleichmäßig zu verwenden. Den 
minderjährigen unverheirateten Kindern stehen volljährige unverheiratete 
Kinder bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres gleich, solange sie im 
Haushalt der Eltern oder eines Elternteils leben und sich in der 
allgemeinen Schulausbildung befinden. Diese Verpflichtung tritt nicht ein, 
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wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter vorhanden ist; sie tritt 
auch nicht ein gegenüber einem Kind, dessen Unterhalt aus dem 
Stamme seines Vermögens bestritten werden kann. 
 

§ 1606 Rangverhältnisse mehrerer Pflichtiger 

(1) Die Abkömmlinge sind vor den Verwandten der aufsteigenden Linie 
unterhaltspflichtig. 
(2) Unter den Abkömmlingen und unter den Verwandten der 
aufsteigenden Linie haften die näheren vor den entfernteren. 
(3) Mehrere gleich nahe Verwandte haften anteilig nach ihren Erwerbs- 
und Vermögensverhältnissen. Der Elternteil, der ein minderjähriges 
unverheiratetes Kind betreut, erfüllt seine Verpflichtung, zum Unterhalt 
des Kindes beizutragen, in der Regel durch die Pflege und die Erziehung 
des Kindes. 
 

§ 1611 Beschränkung oder Wegfall der Verpflichtung 

(1) Ist der Unterhaltsberechtigte durch sein sittliches Verschulden 
bedürftig geworden, hat er seine eigene Unterhaltspflicht gegenüber dem 
Unterhaltspflichtigen gröblich vernachlässigt oder sich vorsätzlich einer 
schweren Verfehlung gegen den Unterhaltspflichtigen oder einen nahen 
Angehörigen des Unterhaltspflichtigen schuldig gemacht, so braucht der 
Verpflichtete nur einen Beitrag zum Unterhalt in der Höhe zu leisten, die 
der Billigkeit entspricht. Die Verpflichtung fällt ganz weg, wenn die 
Inanspruchnahme des Verpflichteten grob unbillig wäre. 
(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 sind auf die Unterhaltspflicht von 
Eltern gegenüber ihren minderjährigen unverheirateten Kindern nicht 
anzuwenden. 
(3) Der Bedürftige kann wegen einer nach diesen Vorschriften 
eintretenden Beschränkung seines Anspruchs nicht andere 
Unterhaltspflichtige in Anspruch nehmen. 
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§ 1617a Geburtsname bei Eltern ohne Ehenamen und Al leinsorge 

(1) Führen die Eltern keinen Ehenamen und steht die elterliche Sorge 
nur einem Elternteil zu, so erhält das Kind den Namen, den dieser 
Elternteil im Zeitpunkt der Geburt des Kindes führt. 
(2) Der Elternteil, dem die elterliche Sorge für ein unverheiratetes Kind 
allein zusteht, kann dem Kind durch Erklärung gegenüber dem 
Standesamt den Namen des anderen Elternteils erteilen. Die Erteilung 
des Namens bedarf der Einwilligung des anderen Elternteils und, wenn 
das Kind das fünfte Lebensjahr vollendet hat, auch der Einwilligung des 
Kindes. Die Erklärungen müssen öffentlich beglaubigt werden. Für die 
Einwilligung des Kindes gilt § 1617c Abs. 1 entsprechend. 
 

§ 1618 Einbenennung 

Der Elternteil, dem die elterliche Sorge für ein unverheiratetes Kind allein 
oder gemeinsam mit dem anderen Elternteil zusteht, und sein Ehegatte, 
der nicht Elternteil des Kindes ist, können dem Kind, das sie in ihren 
gemeinsamen Haushalt aufgenommen haben, durch Erklärung 
gegenüber dem Standesamt ihren Ehenamen erteilen. Sie können 
diesen Namen auch dem von dem Kind zur Zeit der Erklärung geführten 
Namen voranstellen oder anfügen; ein bereits zuvor nach Halbsatz 1 
vorangestellter oder angefügter Ehename entfällt. Die Erteilung, 
Voranstellung oder Anfügung des Namens bedarf der Einwilligung des 
anderen Elternteils, wenn ihm die elterliche Sorge gemeinsam mit dem 
den Namen erteilenden Elternteil zusteht oder das Kind seinen Namen 
führt, und, wenn das Kind das fünfte Lebensjahr vollendet hat, auch der 
Einwilligung des Kindes. Das Familiengericht kann die Einwilligung des 
anderen Elternteils ersetzen, wenn die Erteilung, Voranstellung oder 
Anfügung des Namens zum Wohl des Kindes erforderlich ist. Die 
Erklärungen müssen öffentlich beglaubigt werden. § 1617c gilt 
entsprechend. 
 

§ 1649 Verwendung der Einkünfte des Kindesvermögens  

(1) Die Einkünfte des Kindesvermögens, die zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung des Vermögens nicht benötigt werden, sind für den Unterhalt 
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des Kindes zu verwenden. Soweit die Vermögenseinkünfte nicht 
ausreichen, können die Einkünfte verwendet werden, die das Kind durch 
seine Arbeit oder durch den ihm nach § 112 gestatteten selbständigen 
Betrieb eines Erwerbsgeschäfts erwirbt. 
(2) Die Eltern können die Einkünfte des Vermögens, die zur 
ordnungsmäßigen Verwaltung des Vermögens und für den Unterhalt des 
Kindes nicht benötigt werden, für ihren eigenen Unterhalt und für den 
Unterhalt der minderjährigen unverheirateten Geschwister des Kindes 
verwenden, soweit dies unter Berücksichtigung der Vermögens- und 
Erwerbsverhältnisse der Beteiligten der Billigkeit entspricht. Diese 
Befugnis erlischt mit der Eheschließung des Kindes. 
 

§ 1749 Einwilligung des Ehegatten 

(1) Zur Annahme eines Kindes durch einen Ehegatten allein ist die 
Einwilligung des anderen Ehegatten erforderlich. Das Familiengericht 
kann auf Antrag des Annehmenden die Einwilligung ersetzen. Die 
Einwilligung darf nicht ersetzt werden, wenn berechtigte Interessen des 
anderen Ehegatten und der Familie der Annahme entgegenstehen. 
(2) Zur Annahme eines Verheirateten ist die Einwilligung seines 
Ehegatten erforderlich. 
(3)  
(2) Die Einwilligung des Ehegatten ist nicht erforderlich, wenn er zur 
Abgabe der Erklärung dauernd außerstande oder sein Aufenthalt 
dauernd unbekannt ist. 
 

§ 1757 Name des Kindes 

(1) Das Kind erhält als Geburtsnamen den Familiennamen des 
Annehmenden. Als Familienname gilt nicht der dem Ehenamen oder 
dem Lebenspartnerschaftsnamen hinzugefügte Name (§ 1355 Abs. 4; § 
3 Abs. 2 des Lebenspartnerschaftsgesetzes). 
(2) Nimmt ein Ehepaar ein Kind an oder nimmt ein Ehegatte ein Kind des 
anderen Ehegatten an und führen die Ehegatten keinen Ehenamen, so 
bestimmen sie den Geburtsnamen des Kindes vor dem Ausspruch der 
Annahme durch Erklärung gegenüber dem Familiengericht; § 1617 Abs. 
1 gilt entsprechend. Hat das Kind das fünfte Lebensjahr vollendet, so ist 
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die Bestimmung nur wirksam, wenn es sich der Bestimmung vor dem 
Ausspruch der Annahme durch Erklärung gegenüber dem 
Familiengericht anschließt; § 1617c Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
(3) Die Änderung des Geburtsnamens erstreckt sich auf den Ehenamen 
des Kindes nur dann, wenn sich auch der Ehegatte der 
Namensänderung vor dem Ausspruch der Annahme durch Erklärung 
gegenüber dem Familiengericht anschließt; die Erklärung muss öffentlich 
beglaubigt werden. 
(4)  
(3) Das Familiengericht kann auf Antrag des Annehmenden mit 
Einwilligung des Kindes mit dem Ausspruch der Annahme  

1. Vornamen des Kindes ändern oer ihm einen oder mehrere neue 
Vornamen beigeben, wenn dies dem Wohl des Kindes entspricht; 
2. dem neuen Familiennamen des Kindes den bisherigen 
Familiennamen voranstellen oder anfügen, wenn dies aus 
schwerwiegenden Gründen zum Wohl des Kindes erforderlich ist. 

§ 1746 Abs. 1 Satz 2, 3, Abs. 3 erster Halbsatz ist entsprechend 
anzuwenden. 
 

§ 1767 Zulässigkeit der Annahme, anzuwendende Vorsc hriften 

(1) Ein Volljähriger kann als Kind angenommen werden, wenn die 
Annahme sittlich gerechtfertigt ist; dies ist insbesondere anzunehmen, 
wenn zwischen dem Annehmenden und dem Anzunehmenden ein 
Eltern-Kind-Verhältnis bereits entstanden ist. 
(2) Für die Annahme Volljähriger gelten die Vorschriften über die 
Annahme Minderjähriger sinngemäß, soweit sich aus den folgenden 
Vorschriften nichts anderes ergibt. § 1757 Abs. 3 ist entsprechend 
anzuwenden, wenn der Angenommene eine Lebenspartnerschaft 
begründet hat und sein Geburtsname zum Lebenspartnerschaftsnamen 
bestimmt worden ist. Zur Annahme einer Person, die eine 
Lebenspartnerschaft führt, ist die Einwilligung des Lebenspartners 
erforderlich. Zur Annahme eines Verheirateten oder einer Person , die 
eine Lebenspartnerschaft führt, ist die Einwilligun g seines 
Ehegatten oder ihres Lebenspartners erforderlich. D ie Änderung 
des Geburtsnamens erstreckt sich auf den Ehe- oder 
Lebenspartnerschaftsnamen des Angenommenen nur dann , wenn 
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sich auch der Ehegatte oder Lebenspartner der Namen sänderung 
vor dem Ausspruch der Annahme durch Erklärung gegen über dem 
Familiengericht anschließt; die Erklärung muss öffe ntlich 
beglaubigt werden. 
 

§ 1778 Übergehen des benannten Vormunds 

(1) Wer nach § 1776 als Vormund berufen ist, darf ohne seine 
Zustimmung nur übergangen werden,  

1. wenn er nach den §§ 1780 bis 1784 nicht zum Vormund bestellt 
werden kann oder soll, 
2. wenn er an der Übernahme der Vormundschaft verhindert ist, 
3. wenn er die Übernahme verzögert, 
4. wenn seine Bestellung das Wohl des Mündels gefährden würde, 
5. wenn der Mündel, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, der 
Bestellung widerspricht, es sei denn, der Mündel ist 
geschäftsunfähig. 

(2) Ist der Berufene nur vorübergehend verhindert, so hat ihn das 
Familiengericht nach dem Wegfall des Hindernisses auf seinen Antrag 
anstelle des bisherigen Vormunds zum Vormund zu bestellen. 
(3) Für einen minderjährigen Ehegatten darf der andere Ehegatte vor 
den nach § 1776 Berufenen zum Vormund bestellt werden. 
(4)  
(3) Neben dem Berufenen darf nur mit dessen Zustimmung ein 
Mitvormund bestellt werden. 
 

§ 1800 Umfang der Personensorge 

Das Recht und die Pflicht des Vormunds, für die Person des Mündels zu 
sorgen, bestimmen sich nach §§ 1631 bis 1632 1633. Der Vormund hat 
die Pflege und Erziehung des Mündels persönlich zu fördern und zu 
gewährleisten. 
 

§ 1903 Einwilligungsvorbehalt 
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(1) Soweit dies zur Abwendung einer erheblichen Gefahr für die Person 
oder das Vermögen des Betreuten erforderlich ist, ordnet das 
Betreuungsgericht an, dass der Betreute zu einer Willenserklärung, die 
den Aufgabenkreis des Betreuers betrifft, dessen Einwilligung bedarf 
(Einwilligungsvorbehalt). Die §§ 108 bis 113, 131 Abs. 2 und § 210 
gelten entsprechend. 
(2) Ein Einwilligungsvorbehalt kann sich nicht erstrecken auf 
Willenserklärungen, die auf Eingehung einer Ehe oder Begründung einer 
Lebenspartnerschaft gerichtet sind, auf Verfügungen von Todes wegen 
und auf Willenserklärungen, zu denen ein beschränkt Geschäftsfähiger 
nach den Vorschriften des Buches vier und fünf nicht der Zustimmung 
seines gesetzlichen Vertreters bedarf. 
(2) Ein Einwilligungsvorbehalt kann sich nicht erst recken 

1. auf Willenserklärungen, die auf Eingehung einer Ehe oder 
Begründung einer Lebenspartnerschaft gerichtet sind , 
2. auf Verfügungen von Todes wegen, 
3. auf die Anfechtung eines Erbvertrags, 
4. auf die Aufhebung eines Erbvertrags durch Vertra g und 
5. auf Willenserklärungen, zu denen ein beschränkt 
Geschäftsfähiger nach den Vorschriften der Bücher v ier und 
fünf nicht der Zustimmung seines gesetzlichen Vertr eters 
bedarf. 

(3) Ist ein Einwilligungsvorbehalt angeordnet, so bedarf der Betreute 
dennoch nicht der Einwilligung seines Betreuers, wenn die 
Willenserklärung dem Betreuten lediglich einen rechtlichen Vorteil bringt. 
Soweit das Gericht nichts anderes anordnet, gilt dies auch, wenn die 
Willenserklärung eine geringfügige Angelegenheit des täglichen Lebens 
betrifft. 
(4) § 1901 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

§ 2275 Voraussetzungen 

(1) Einen Erbvertrag kann als Erblasser nur schließen, wer unbeschränkt 
geschäftsfähig ist. 
(2) Ein Ehegatte kann als Erblasser mit seinem Ehegatten einen 
Erbvertrag schließen, auch wenn er in der Geschäftsfähigkeit beschränkt 
ist. Er bedarf in diesem Falle der Zustimmung seines gesetzlichen 
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Vertreters; ist der gesetzliche Vertreter ein Vormund, so ist auch die 
Genehmigung des Familiengerichts erforderlich. 
(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten entsprechend für Verlobte, 
auch im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes. 

§ 2282 Vertretung, Form der Anfechtung 

(1) Die Anfechtung kann nicht durch einen Vertreter des Erblassers 
erfolgen. Ist der Erblasser in der Geschäftsfähigkeit beschränkt, so 
bedarf er zur Anfechtung nicht der Zustimmung seines gesetzlichen 
Vertreters. 
(2) Für einen geschäftsunfähigen Erblasser kann sein gesetzlicher 
Vertreter den Erbvertrag anfechten; steht der Erblasser unter elterlicher 
Sorge oder Vormundschaft, ist die Genehmigung des Familiengerichts 
erforderlich, ist der gesetzliche Vertreter ein Betreuer, die des 
Betreuungsgerichts. 
(1) Die Anfechtung kann nicht durch einen Vertreter  des Erblassers 
erfolgen. 
(2) Für einen geschäftsunfähigen Erblasser kann sei n Betreuer den 
Erbvertrag anfechten; die Genehmigung 
des Betreuungsgerichts ist erforderlich. 
(3) Die Anfechtungserklärung bedarf der notariellen Beurkundung. 

§ 2290 Aufhebung durch Vertrag 

(1) Ein Erbvertrag sowie eine einzelne vertragsmäßige Verfügung kann 
durch Vertrag von den Personen aufgehoben werden, die den Erbvertrag 
geschlossen haben. Nach dem Tode einer dieser Personen kann die 
Aufhebung nicht mehr erfolgen. 
(2) Der Erblasser kann den Vertrag nur persönlich schließen. Ist er in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt, so bedarf er nicht der Zustimmung seines 
gesetzlichen Vertreters. (3) Steht der andere Teil unter Vormundschaft, 
so ist die Genehmigung des Familiengerichts erforderlich. Das Gleiche 
gilt, wenn er unter elterlicher Sorge steht, es sei denn, dass der Vertrag 
unter Ehegatten oder unter Verlobten, auch im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes, geschlossen wird. Wird die Aufhebung 
vom Aufgabenkreis eines Betreuers erfasst, ist die Genehmigung des 
Betreuungsgerichts erforderlich. 
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(3) Ist für den anderen Teil ein Betreuer bestellt und wird die 
Aufhebung vom Aufgabenkreis des Betreuers erfasst, ist die 
Genehmigung des Betreuungsgerichts erforderlich. 
(4) Der Vertrag bedarf der in § 2276 für den Erbvertrag 
vorgeschriebenen Form. 
 

§ 2347 Persönliche Anforderungen, Vertretung 

(1) Zu dem Erbverzicht ist, wenn der Verzichtende unter Vormundschaft 
steht, die Genehmigung des Familiengerichts erforderlich; steht er unter 
elterlicher Sorge, so gilt das Gleiche, sofern nicht der Vertrag unter 
Ehegatten oder unter Verlobten geschlossen wird. Für den Verzicht 
durch den Betreuer ist die Genehmigung des Betreuungsgerichts 
erforderlich. 
(2) Der Erblasser kann den Vertrag nur persönlich schließen; ist er in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt, so bedarf er nicht der Zustimmung seines 
gesetzlichen Vertreters. Ist der Erblasser geschäftsunfähig, so kann der 
Vertrag durch den gesetzlichen Vertreter geschlossen werden; die 
Genehmigung des Familiengerichts oder Betreuungsgerichts ist in 
gleichem Umfang wie nach Absatz 1 erforderlich. 

Die §§ 1458, 1484 Absatz 2 Satz 2, § 1492 Absatz 3 Satz 1, § 1516 
Absatz 2 Satz 2, die §§ 1633, 2284 Satz 2 und § 229 6 Absatz 1 Satz 2 
werden aufgehoben. 

Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
 

Art 13 Eheschließung 
(1) Die Voraussetzungen der Eheschließung unterliegen für jeden 
Verlobten dem Recht des Staates, dem er angehört. 

(2) Fehlt danach eine Voraussetzung, so ist insoweit deutsches Recht 
anzuwenden, wenn  

1. ein Verlobter seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat oder 
Deutscher ist, 

2. die Verlobten die zumutbaren Schritte zur Erfüllung der 
Voraussetzung unternommen haben und 
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3. es mit der Eheschließungsfreiheit unvereinbar ist, die 
Eheschließung zu versagen; insbesondere steht die frühere Ehe 
eines Verlobten nicht entgegen, wenn ihr Bestand durch eine hier 
erlassene oder anerkannte Entscheidung beseitigt oder der 
Ehegatte des Verlobten für tot erklärt ist. 

(3) Unterliegt die Ehemündigkeit eines Verlobten na ch Absatz 1 
ausländischem Recht, ist die 
Ehe nach deutschem Recht 

1. unwirksam, wenn der Verlobte im Zeitpunkt der 
Eheschließung das 16. Lebensjahr nicht vollendet ha tte, und 
2. aufhebbar, wenn der Verlobte im Zeitpunkt der 
Eheschließung das 16., aber nicht das 18. Lebensjah r 
vollendet hatte. 

(4) (3) Eine Ehe kann im Inland nur in der hier vorgeschriebenen Form 
geschlossen werden. Eine Ehe zwischen Verlobten, von denen keiner 
Deutscher ist, kann jedoch vor einer von der Regierung des Staates, 
dem einer der Verlobten angehört, ordnungsgemäß ermächtigten Person 
in der nach dem Recht dieses Staates vorgeschriebenen Form 
geschlossen werden; eine beglaubigte Abschrift der Eintragung der so 
geschlossenen Ehe in das Standesregister, das von der dazu 
ordnungsgemäß ermächtigten Person geführt wird, erbringt vollen 
Beweis der Eheschließung. 

 
Art 229 
 

§ 16 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur Ergänzun g des Rechts 
zur Anfechtung der Vaterschaft vom 13. März 2008 

Im Fall der Anfechtung nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs beginnt die Frist für die Anfechtung gemäß § 1600b Abs. 
1a des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht vor dem 1. Juni 2008. 

 
 
§ 44 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur Bekämpfu ng von 
Kinderehen 
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(1) § 1303 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in d er ab dem 22. 
Juli 2017 geltenden Fassung ist für Ehen, die vor d em 22. Juli 2017 
geschlossen worden sind, nicht anzuwenden. Die Aufh ebbarkeit 
dieser Ehen richtet sich nach dem bis zum 22. Juli 2017 geltenden 
Recht. 
(2) Die Aufhebung einer Ehe wegen eines Verstoßes g egen § 1303 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist ausgeschlossen, we nn sie nach 
Befreiung vom Erfordernis der Volljährigkeit nach §  1303 Absatz 2 
bis 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der bis zum 2 1. Juli 2017 
geltenden Fassung und vor dem 22. Juli 2017 geschlo ssen worden 
ist. 
(3) Bis zum 22. Juli 2017 noch nicht abgeschlossene  Verfahren über 
die Erteilung einer Befreiung nach § 1303 Absatz 2 bis 4 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs in der bis zum 21. Juli 20 17 geltenden 
Fassung sind erledigt. Eine Genehmigung nach § 1315  Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 Fall 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs  in der bis 
zum 21. Juli 2017 geltenden Fassung kann nach dem 2 2. Juli 2017 
nicht mehr erteilt werden. 
(4) Artikel 13 Absatz 3 Nummer 1 gilt nicht, wenn 

1. der minderjährige Ehegatte vor dem 22. Juli 1999  geboren 
worden ist, oder 
2. die nach ausländischem Recht wirksame Ehe bis zu r 
Volljährigkeit des minderjährigen Ehegatten geführt  worden 
ist und kein Ehegatte seit der Eheschließung bis zu r 
Volljährigkeit des minderjährigen Ehegatten seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hatte. 


